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Dieser Artikel soll verdeutlichen, dass die
Freiwilligkeit der Mediation zu einem Pro-
blem werden kann, thematisiert man die
Rahmenbedingungen bei Scheidungskon-
flikten. Plädiert wird für eine differenzierte
Betrachtung der Thematik „Zwangs-Media-
tion“, um zu zeigen, dass durchaus gute Ar-
gumente für eine Mediationspflicht existie-
ren.

I. Das Prinzip der Freiwilligkeit 

Die Freiwilligkeit der Mediation wird stets
als einer ihrer wichtigsten Grundsätze her-
vorgehoben. Bis auf wenige Ausnahmen
wird jedoch nicht diskutiert, ob auch bei
Trennung und Scheidung Bedingungen für
autonomes Handeln gegeben sind. Wenn
die im Folgenden näher zu begründende
Hypothese zutrifft, dass die komplexe Rea-
lität konflikthafter Scheidungen der Selbst-
initiierung eines Mediationsversuches im
Regelfall entgegenwirkt, blieben, bei un-
genügender Reflexion des Freiwilligkeits-
prinzips, die Möglichkeiten der Trennungs-
und Scheidungsmediation unausgeschöpft.

So wenig in der Mediationsliteratur das
Freiwilligkeitsprinzip begründet wird, so
groß scheint der Widerstand, die Möglich-
keit von Trennungs- und Scheidungsme-
diation im Zwangskontext überhaupt zu
erörtern.Ist es das Reizwort Zwang,das den
Weg zu einer sachlichen Diskussion ver-
sperrt? Trotz der Abneigung, Zwang in der
Mediation zu thematisieren, scheint es mir
dennoch eine dringende Berechtigung und
Notwendigkeit dazu zu geben. Der Leser sei
daher eingeladen, den Artikel als Plädoyer
für einen notwendigen Diskurs zu verste-
hen.1

II. Eröffnet sich Paaren der Weg zur
Mediation freiwillig?

Wenn die Entscheidung für eine Mediation
freien Willens erfolgen soll, geht man impli-
zit davon aus, dass Eltern, die sich in der
Konfliktsituation Scheidung befinden,auch
tatsächlich in der Lage sind, das Angebot
der Mediation bewusst wahrzunehmen
und sich dafür zu entscheiden.2 Ein Sollen
setzt immer ein Können voraus. In schwe-
ren Konfliktsituationen aber kann sich der
Spielraum des Einzelnen, autonom zu han-

deln, ebenso wie sich rational zu entschei-
den, sehr verkleinern. Scheidungskonflikte
entwickeln, wie jedem Mediator bekannt,
eine Dynamik, welcher die Eltern nicht
mehr selbstbestimmt gegenüberstehen,
sondern in die sie verwickelt werden und
die sie in ihrem Verhalten dominiert. Ein
Mediator kann hingegen erst dann helfen,
wenn die Eltern sich für sein Hinzukom-
men entscheiden. Eine Entscheidung gegen
den Streit inmitten der den Streit nährenden
Konfliktdynamik zu treffen, erscheint aus
verschiedenen Gründen problematisch. Ei-
nige ausgewählte Fakten sollen dies ver-
deutlichen:

1. Die autonome Entscheidung und
die Konfliktdynamik

Es sind stets beide Eltern, die sich für eine
Mediation entscheiden müssen. Um die
Mediation erwägen zu können, müssen
beide Elternteile übereinkom-
men, dass sie ihren Konflikt in
einem neuen Handlungsfeld
austragen. Aber: „entschei-
den“ sich Eltern? Aus system-
theoretischer Perspektive do-
miniert im  Streit reaktives
Verhalten: Alltägliche, be-
kannte Verhaltensmuster set-
zen sich durch. Es besteht nur
eine geringe Wahrscheinlich-
keit, dass die Eltern ihr Streit-Muster aus-
blenden, um Alternativen abzuwägen. Zu-
gespitzt formuliert: Ihre Handlungen tra-
gen zumeist nicht den Charakter einer
Entscheidung. In den Fällen, in denen ein
Elternteil Kooperation für möglich hält,
lehnt der andere oft ab, und sei es nur, weil
der Vorschlag von der anderen Seite
kommt. Die übliche Streit-Kommunikation
verringert die Wahrscheinlichkeit, Mög-
lichkeiten der Einigung zu erkennen.
McEwen und Milburn3 entwickeln vor die-
sem Hintergrund die These vom Mediati-
onsparadoxon. Gegen- und wechselseitige
Konfrontationen der Eltern im Konflikt ver-
hindern Bemühungen, miteinander zu ver-
handeln. Selbst wenn das Angebot der Me-
diation der Wahrnehmung zugänglich wä-
re,würde sie nicht gewählt.Hier entsteht die
Paradoxie der Mediation: Eltern wählen die
Trennungs- und Scheidungsmediation

nicht, nicht weil sie sie nicht benötigten.
Sondern weil erstens jeder Ansatz zur Kon-
flikt-Deeskalation ihren Zielen bzw.Absich-
ten in der Konfliktspirale widerspricht und
weil zweitens das auseinander strebende
Elternpaar mit der Mediation eine neue Be-
ziehung zueinander eingehen müsste.

2. Die autonome Entscheidung und
das öffentliche Bewusstsein

Ist die Mediation als Alternative im öffent-
lichen Bewusstsein vertreten? Nach jetzi-
gem Forschungsstand ist dies zu verneinen:
Mit der Trennungs- und Scheidungsmedia-
tion wird immer noch selten, begrifflich
oder inhaltlich, ein Hilfeverfahren assozi-
iert. Rund 20 Jahre nach ihrer Etablierung
in Deutschland wird die Mediation, gemes-
sen an dem zur Verfügung stehenden Ange-
bot, sehr wenig von Betroffenen in An-
spruch genommen. Der autonomen Ent-

scheidung für die Mediation
steht die Unkenntnis dieses
Verfahrens entgegen. In die-
sem Zusammenhang wird
von vielen engagierten Media-
toren in den letzten Jahren
vermehrt die Rolle der Öffent-
lichkeitsarbeit diskutiert.
Zweifellos wäre eine verbes-
serte Öffentlichkeitsarbeit
sehr wichtig. Aber würde sie

ausreichen, damit Eltern verheerende
Streitmuster aufgeben und die Mediation in
Anspruch nehmen?

3. Die autonome Entscheidung und
das kulturelle Gedächtnis

Jedes individuelle Konfliktverhalten ist kul-
turell geprägt.Die Gesellschaft bietet Struk-
turen, die Entscheidungssituationen mit
anerkannten Handlungsmöglichkeiten ver-
knüpfen. Damit entlastet sie das Individu-
um, indem sie es auf einen gemeinsam ge-
teilten, fraglosen Rahmen zurückgreifen
lässt. Beschließt ein Elternteil, nur noch
über den Anwalt zu kommunizieren, wird
so etwas bei den wenigsten Deutschen Er-
staunen hervorrufen. In aller Regel ohne
Reflexion übertragen Menschen Hand-
lungsoptionen aus bekannten Situationen
oder entscheiden intuitiv. Sie bedienen sich
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dabei des kulturellen Gedächtnisses, das
wie ein Archiv alles Wissen,das in einer Ge-
sellschaft Handeln und Erleben steuert,
enthält. So wird sich trennenden Eltern
nicht eine Palette verschiedenster Hand-
lungsmöglichkeiten ganz unabhängig von
ihrem Bekanntheits- bzw. Akzeptanzgrad
eröffnen. Hier greifen sie vielmehr auf ein
Muster zurück, in strittigen Fällen die Kon-
fliktlösung durch ein neues Machtverhält-
nis herbeizuführen, indem sie den Staat an-
rufen. Überdies befinden sich Paare in der
Trennung in einer psychisch sehr instabilen
Lage. Mediation wählen, heißt grundsätz-
lich den vertrauenswürdigen Gang vor Ge-
richt zunächst zu verlassen, um etwas Neu-
es zu versuchen, dessen Qualität durch kei-
ne Gewohnheit verbürgt zu sein scheint.Die
Folge dieser Wahl ist eine zusätzliche Unsi-
cherheit in einer unsicheren Lage.

Der Forderung der Trennungs- und
Scheidungsmediation an die Eltern, den
Zugang zum Verfahren autonom zu finden,
steht eine komplexe Scheidungsrealität ge-
genüber. Diese beeinflusst das Vermögen
der Eltern, sich autonom an Angeboten wie
dem der Mediation zu orientieren.

III. Gibt es das Gegensatzpaar
Freiwilligkeit/Zwang?

Viele Äußerungen zur Freiwilligkeit der Me-
diation belaufen sich darauf, einen Zwang
zur Mediation mit dem Freiwilligkeitsprin-
zip zu kontrastieren. So hat sich eine starre
Argumentationsstruktur entwickelt, die
sich stets in diesem Gegensatz erschöpft.Sie
ist jedoch nicht in der Lage,der Komplexität
des Problems Rechnung zu tragen:

1. Freiwilligkeit ohne jeden Zwang?

Die Mediation ist in einem doppelten Sinn
freiwillig konzipiert: Die Eltern können die
Mediation freiwillig wählen und jederzeit
entscheiden, ob sie die Mediation beenden
wollen. Die Frage, wann Freiwilligkeit ge-
währleistet sei, kann sich also stets auf ei-
nes der beiden Momente beziehen.

Begrenzen wir uns auf die Wahl der Me-
diation, könnten wir von einer erfüllten
Freiwilligkeitsbedingung sprechen, wenn
ein Scheidungspaar eine Mediation be-
ginnt. Trotzdem lässt sich der freie Wille
beider Partner hinterfragen: Er wird durch
äußere Rahmenbedingungen sozialen Wir-
kungsmechanismen ausgesetzt, die das
Verhalten determinieren. Es ereignet sich
gewiss nicht selten, dass ein Partner vom
anderen zur Mediation gedrängt wird. Un-
abhängig davon,ob der Druck offensiv oder
subtil erfolgt – er wird den freien Willen be-

einflussen. Das eindringliche Zureden Ver-
wandter und Freunde kann gegen den ur-
sprünglichen Willen eines Partners eben-
falls zum Mediator führen. Auch der Ver-
such etwa von Jugendamtsmitarbeitern,die
Eltern zur Zusammenarbeit zu motivieren,
kann mit dem freien Willen der Eltern,
nicht (mehr) zu kooperieren, kollidieren.
Ähnliches gilt für nachdrückliche Empfeh-
lungen zur Mediation durch Richter, die El-
tern zu einem Verhalten anregen, das diese
spontan nie gezeigt hätten.

Nur selten also treffen Mediatoren auf
die reine Form der Freiwilligkeit. Trotz sol-
cher Hintergründe: Es besteht immer die
Möglichkeit, dass der unfreiwillige Teilneh-
mer im Gespräch mit dem Mediator seine
Haltung ändert – und nun den Versuch be-
fürwortet. In diesem Fall würden vermut-
lich nur wenige Mediatoren (unter Beru-
fung auf die Freiwilligkeitsklausel)
nachträglich ablehnen, da der Klient ur-
sprünglich nicht aus eigenem Antrieb das
Verfahren aufnehmen wollte.

2. Zwang ohne jede Freiwilligkeit?

Auch bei einem Zwang zur Mediation müs-
sen zumindest zwei Ebenen berücksichtigt
werden: Die Partner können sich gezwun-
gen fühlen oder (hypothetisch) durch ein
Gesetz gezwungen werden, eine Mediation
zu beginnen,aber dennoch in ihrem Verlauf
die Entscheidungsfreiheit haben, abzubre-
chen. Wenn man unterscheidet zwischen
Beginn und Durchführung, handelt es sich
bei Zwang nicht um ein Prädikat, das die
ganze Mediation charakterisiert. Die Me-
diation zeichnet sich als dynamisches Ver-
fahren gerade durch ihren prozesshaften
Charakter aus. So unterliegt auch der
Zwang zur Aufnahme des Verfahrens einer
Dynamik: Wenn Menschen die Vorteile, aus
der Konfliktdynamik auszusteigen, ent-
decken, kann sich eine innere Motivation
entwickeln, die Mediation fortsetzen zu
wollen.

Die Argumentation um einen freiwilli-
gen Einstieg in die Trennungs- und Schei-
dungsmediation sollte demnach verlagert
werden zugunsten einer Diskussion um
Möglichkeiten, den Einstieg in dieses kon-
sensuale Verfahren zu erleichtern. Eine Ver-
pflichtung betroffener Eltern zur Mediation
hilft, bestehende Zugangsschwellen zur
Mediation zu überwinden.

IV. Wird aber Autonomie durch
Zwang nicht geschwächt?

Auf die Frage kann eine Antwort gegeben
werden,die widersprüchlich anmuten mag:

Durch eine Mediationspflicht würde Auto-
nomie nicht verhindert,sondern könnte,im
Gegenteil, eine wesentliche Stärkung erfah-
ren. Wenn Eltern an einer Mediation teil-
nehmen müssten,läge das Moment der Ver-
fahrensaufnahme zwar außerhalb ihres au-
tonomen Handlungsspielraumes. Fänden
jedoch die Eltern (durch Erfahren und Er-
leben der Mediation) dahin, die Mediation
fortführen zu wollen, stärkte dies nun ihre
elterliche Autonomie: Denn im Fortgang
würden sie angeregt, die Lösung ihrer Kon-
flikte in eigener Verantwortung zu erarbei-
ten. Sie würden eine Kompetenz ent-
wickeln,selbstbestimmt auch dann zu han-
deln,wenn ihre Interaktion zum Konflikt zu
geraten droht; könnten sich selbst behaup-
ten gegenüber der Konfliktspirale, der sie
bisher zu unterliegen pflegten.

Gäbe es eine Verpflichtung zur Mediati-
on, käme eine hohe Anzahl Betroffener bei
Scheidungsantrag in Kontakt mit einem be-
friedenden Modell. Je mehr Eltern eigene,
konkrete und positive Erfahrungen mit re-
gulierter Selbstregulierung machen könn-
ten, desto stärker würde sich das Primat el-
terliche Kooperationsbemühungen bei
Scheidung in der Gesellschaft etablieren
können.

Wenn der Behauptung, Zwang zur Me-
diation stelle einen Widersinn dar, hier wi-
dersprochen wird, dann aufgrund der The-
sen, erstens, dass von Autonomie der Indi-
viduen im Konflikt nur sehr eingeschränkt
gesprochen werden kann und zweitens be-
sonders die Mediation in der Lage ist,Auto-
nomie zu fördern.Vorraussetzung dafür je-
doch ist, die Individuen finden einen Zu-
gang. Die bisherige Autonomiediskussion
wird zu sehr vom „Startpunkt“ her geführt:
Das Argument, Entwicklungschancen von
Autonomie erst in der Mediation zu ermög-
lichen, sollte in die Diskussion integriert
werden.

V. Sollte man von „Zwangs-
mediation“ sprechen?

Bastine berichtet von Ergebnissen manda-
torischer Mediation in den USA und ver-
mutet, dass „ein gewisser Druck“4 hilfreich
sein könne, um den Kontakt der Eltern mit
der Mediation zu bahnen. Diez argumen-
tiert, dass eine Zwangs-Mediation nicht
notwendigerweise eine Kontraindikation
bedeute und mit Unfreiwilligkeit durchaus
gearbeitet werden könne.5 Die Beiträge
signalisieren eine steigende Bereitschaft,
sich mit dem Prinzip der Freiwilligkeit kri-
tisch auseinander zu setzen. Da überwie-
gend vereinheitlichend von Zwangsmedia-
tion gesprochen wird, tritt jedoch die Tatsa-
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che gänzlich in den Hintergrund, dass eine
Verpflichtung in unterschiedlichem Maß
denkbar ist. Verschiedene Grade elterlicher
Verpflichtung weisen je eigene Chancen,
Gefahren und sogar ihre jeweilige Verein-
barkeit mit dem Prinzip der Freiwilligkeit
auf. Im Folgenden werden, stark zusam-
mengefasst, sechs Grade einer von außen
veranlassten Mediation entworfen.

Stufe I: „Entscheidungszwang“ durch
Öffentlichkeitsarbeit

Öffentlichkeitsarbeit und Netzwerkbildung
könnten die Eltern dazu veranlassen, die
Mediation als Alternative wahrzunehmen.
Es käme zu einem „Zwang zur Entschei-
dung“.So wie der einzelne Mediator auf die-
ser Stufe versuchen muss,die Mediation der
Öffentlichkeit vertraut zu machen, könnten
in kooperativen Netzwerken überregional
Strategien für eine Öffentlichkeitsarbeit
umgesetzt werden. Die aus mangelnder
Kenntnis bestehende Barriere gegenüber
der Mediation würde so zunehmend abge-
baut. Die Freiwilligkeit der Entscheidung
für eine Mediation würde zudem aufrecht-
erhalten werden.

Einzuwenden ist, dass mit Widerstän-
den bei der Zusammenarbeit mit Institu-
tionen und vor allem den Medien zu rech-
nen ist, dieser Prozess ferner auf eine lange
Dauer angelegt sein muss, um Wirkungen
zu zeigen, welche sich, drittens, erst auf lan-
ge Sicht einstellen würden. Starkes Gewicht
läge auf dem hohen Engagement, zeitli-
chem Aufwand bei geringer oder keiner
Entlohnung und dem Gelingen einer inter-
disziplinären Zusammenarbeit.

Nicht Rechnung getragen würde auf
dieser Stufe dem Problem, dass Eltern in
Scheidung einer starken Konfliktdynamik
unterliegen können, die die Wahrnehmung
verzerrt.

Stufe II: Verweisung an die Mediati-
on durch den Richter

Auf dieser Stufe läge die Entscheidung nicht
mehr im alleinigen Gewissens- und Verant-
wortungsbereich der Eltern. Im Sinn der
Richtlinie des Grünbuches der EU-Kom-
mission,6 wäre der Richter befugt, zumin-
dest eine Informationsveranstaltung zur
Mediation zwingend zu verordnen.

Wenn der Richter zusätzlich eine Me-
diation anordnen könnte,unterlägen die El-
tern dem Zwang, eine Mediation zu begin-
nen. Autonom dagegen blieben sie in der
Mediation selbst. Das Prinzip der Freiwil-
ligkeit im Verfahren würde somit vollstän-
dig aufrechterhalten. Diese Form der Me-

diationspflicht würde den Eltern die Mög-
lichkeit eröffnen, eigene Erfahrungen mit
der Mediation zu machen.

Kritisch ist zu beurteilen: Eine Ver-
pflichtung zur Mediation würde erst im an-
hängigen Gerichtsverfahren ausgesprochen
und stünde im Ermessen des Richters. Die
Aufforderung zur Kooperation würde nicht
alle Scheidungseltern gleichermaßen und
zudem spät erreichen: Das Paar befände
sich schon im Scheidungsverfahren und
müsste erst von der Alternative überzeugt
werden.

Stufe III: Beratungspflicht

Eltern mit minderjährigen Kindern müss-
ten nun eine Beratung in Anspruch neh-
men, bevor sie ein Gerichtsverfahren einlei-
ten könnten. Es würde nun vor allem auf
den Umstand reagiert, dass sich die Ehe-
partner in einer außerordentlich belasten-
den Lebenslage befinden, in der ihre Auf-
merksamkeit auf das Kind oft gefährlich
stark herabgesetzt ist.

Erzwungen würde mit Scheidungsent-
schluss die Auseinandersetzung mit Infor-
mationen, u. a. der Mediation. Die Grund-
voraussetzung jeder Entscheidung, min-
destens eine Alternative zu kennen, wäre
mit einer Beratungspflicht sodann erfüllt.
Auch der für viele stigmatisierende Charak-
ter einer Beratung würde durch eine Pflicht
beseitigt. Wenn die Berater im Prozess des
Gespräches die Selbstbestimmung der zu
Beratenden anerkennen, sollte Verantwor-
tung gestärkt werden.

Ein Problem bliebe dennoch bestehen:
Die Eltern träfen weder auf einen Mediator,
noch befänden sie sich im inhaltlichen und
räumlichen Kontext der Mediation. Infor-
mationen über die Möglichkeiten der Me-
diation könnten nur schwer der Konfliktdy-
namik eines streitenden Paares und der im-
pliziten Macht unserer Konfliktkultur
entgegensteuern. Es böte sich hier als Aus-
weg an, die Nähe zum Verfahren und zum
Mediator herzustellen:

Stufe IV: Obligatorischer Mediations-
Erörterungstermin

Die Eltern würden verpflichtet, sich ge-
meinsam von einem Mediator in das Ver-
fahren einführen zu lassen und die Mög-
lichkeit einer Mediation in ihrem Fall zu
erörtern.7 Da das Gespräch in unmittelba-
rer Nähe zur Mediation stattfände, würden
die Eltern angehalten, eine einvernehmli-
che Lösung zu bedenken. Im Gespräch mit
dem Mediator würde das Potential des Ver-
fahrens herausgearbeitet. Die Eltern könn-

ten gleichermaßen ihren Unsicherheiten,
Ängsten und Vorstellungen Ausdruck ver-
leihen. Ein grundlegender Unterschied zu
einem allgemeinen Beratungsgespräch be-
stünde darin, dass ein Mediator durch sein
Verhalten bereits in diesem ersten Informa-
tionsgespräch mediative Wirkungen erzie-
len kann. Neben einem Informationszuge-
winn auf kognitiver Ebene würde ein Ein-
fluss auf die Verhaltensebene der Eltern
ausgeübt. Die Eltern würden im Anschluss
entscheiden, ob sie eine Mediation aufneh-
men möchten. Sie träfen die Entscheidung
in diesem Kontext mit einem höheren Grad
an Autonomie und Selbstverantwortung,da
sie es in genauer Kenntnis von Alternativen
täten. Dass ein obligatorischer Erörte-
rungstermin dem Anliegen der Mediation
nicht widerspricht, bestätigt der Europarat
in seiner Empfehlung von 1998.8

Stufe V: Mandatorische bzw. Pflicht-
mediation

Von einem erhöhten Verpflichtungsgrad
kann gesprochen werden, wenn die Eltern,
vor Inanspruchnahme des Gerichtes, an ei-
ner Mediation teilnehmen müssten. Einem
rechtlichen Streit wäre in diesem Fall stets
der Versuch vorgelagert,eine einvernehmli-
che Lösung zu erarbeiten. Die Selbstver-
ständlichkeit einer Auseinandersetzung vor
Gericht würde von der Vorstellung abgelöst,
zunächst eine Orientierung der Eltern an
Verständigung und Konfliktbegrenzung
verlangen zu dürfen. Zwangsläufig hätte ei-
ne solche Praxis Auswirkungen auf das Be-
wusstsein der Öffentlichkeit. So würde die
Mediation auch in das kulturelle Gedächt-
nis Eingang finden. Die Freiwilligkeit der
Teilnahme an einer Mediation würde besei-
tigt. Gleichwohl blieben Autonomie der
Ausgestaltung des Verfahrens, die Freiwil-
ligkeit der Mitwirkung und die Freiwillig-
keit einer Einigung auf dieser Stufe intakt.
Wenn mit dem viel verwendeten Begriff der
„Zwangsmediation“ auf diesen Verpflich-
tungsgrad angespielt werden sollte, ist er ir-
reführend: Erzwungen würde hier lediglich
ein Kontakt, ein Versuch, nicht eine erfolg-
reiche Mediation. Mit einem verbindlichen
Einstieg in die Mediation würden Ausprä-
gungen einer kompetitiven Streitkultur für
den Moment, wo die Beteiligten aus dem
privaten in den öffentlichen Raum wechsel-
ten, unterbunden oder verlangsamt. Die
unzureichende Verständigung mit dem
Partner wäre keine Barriere mehr, die Me-
diation aufzunehmen. Noch wären es die
Dynamiken in der Konfliktspirale oder die
mangelnde Kenntnis über die Mediation.
Dennoch ist die Pflicht  nicht problemlos:



Eltern könnten gegen ein Verfahren einge-
nommen sein, das gegen Ihren Willen ge-
setzlich verordnet wurde.9 Darauf müsste
mit einer erhöhten „Professionalität“ der
Mediatoren reagiert werden. Sie müssten
durch den gezielten Einsatz kommunikati-
ver Mittel auf die Wirklichkeit der Eltern so
einwirken,dass sich ihnen die Rolle der Me-
diation (wenigstens) erschließt. Der ersten
Mediationssitzung käme, wie schon jetzt,
eine Schlüsselrolle zu. Es darf der Zwangs-
moment in seiner Bedeutung aber nicht a
priori überschätzt werden – Seine Wir-
kungsmechanismen sind noch zu untersu-
chen.10

Stufe VI: Zwangsmediation: Der
Zwang zur Einigung

Blieb der Einzelne bis hierhin autonom in
der Ausgestaltung des Verfahrens, der Mit-
wirkung und Einigung, würde nun Zwang
ausgeübt, eine Einigung zu erreichen. Erst
jetzt ist erfüllt, was der Terminus Zwangs-
mediation assoziieren lässt: Von den Belan-
gen des Scheidungskindes her gesehen,
könnte diese umfassende Einschränkung
der elterlichen Autonomie zunächst dien-
lich erscheinen. Zum Aufwachsen notwen-
dige Rahmenbedingungen würden ver-
pflichtend von den Eltern auszuhandeln
sein.

Sehr fraglich aber ist, ob mit so einem
Modell der Charakter der Mediation noch
aufrechtzuerhalten wäre. Nach Meinung
der Autorin kann Zwang nur hilfreich sein,

solange er Vorbedingung und in diesem
Sinne außen vor bleibt: Lehnten die Eltern
die Mitarbeit ab, bliebe der einzige willige
Teilnehmer der Mediator. Es gäbe weder
Fortschritt noch Resultat im Mediations-
prozess.

Auch wenn eine derartige Form der Ver-
pflichtung praktisch die größten Schwierig-
keiten aufwirft, mag es trotzdem nützlich
sein, die Veränderungen, die sie für die Me-
diation mit sich bringen würde,zu erörtern.
Nur über einen Diskurs aller Stufen wäre es
möglich, über Verpflichtungsgrade diffe-
renziert miteinander zu diskutieren.

Fazit: Eine Mediationspflicht der 5. Stu-
fe wäre mit dem Prinzip der Freiwilligkeit
– innerhalb des Verfahrens – vereinbar.Un-
terstrichen werden darf: Der Befürchtung,
Mediation könne unter Zwang nicht funk-
tionieren, widerspricht die Praxis. Diverse
Modelle dieser Verpflichtung werden, zu-
meist unter dem Begriff „mandatory me-
diation“, mit Erfolg in anderen Ländern
praktiziert; namentlich den USA,11 Austra-
lien, Kanada, Neuseeland, Frankreich und
Norwegen.12 Wie die empirische Begleit-
forschung der Praxis mandatorischer Me-
diation zeigt,wird die Pflichtmediation po-
sitiv von den Beteiligten bewertet und in
den meisten Fällen als hilfreich empfun-
den.

VI. Zusammenfassung

Unter der Prämisse der Freiwilligkeit trifft
die Mediation dort am wenigsten auf Reso-

nanz, wo sie am dringendsten gebraucht
würde,um zu befriedigen und zu befrieden:
Im Kontext von Trennung und Scheidung.
Der Behauptung,dass Zwang,ein Verfahren
aufzunehmen, in dem Autonomie und Frei-
willigkeit die tragenden Pfeiler sind, para-
doxer Natur sei, kann weder theoretisch
noch empirisch zugestimmt werden: Me-
diation eröffnet den Betroffenen Lern- und
Entwicklungschancen. Sie ermöglicht ei-
nen veränderten Blick auf die eigene Tren-
nungssituation. Da dies aber jedenfalls
auch eines äußeren Einflusses bedarf, be-
deutet der vordergründige Autonomiever-
lust von Beteiligten durch Verpflichtung zur
Mediationsaufnahme einen Gewinn an Au-
tonomie; der Zwang, in das Verfahren ein-
zutreten, löst aus den Zwängen der Kon-
fliktstruktur und eröffnet Veränderungs-
möglichkeit.

Um mit einem Zitat zu schließen:
„Wichtigste Legitimationsbasis der Ein-
schränkung von Klientenautonomie ist die
Aussicht auf ihre Wiederherstellung.“13
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